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Im Nachgang zur Aushändigung von Kundendaten der UBS an die Steuerbehörden der USA 
schrieb das Bundesverwaltungsgericht in einem Entscheid zwei vereinigte Verfahren zufol-
ge Gegenstandslosigkeit ab, vertrat in Erwägungen zur Sache jedoch die Auffassung, dass 
in den beiden beurteilten Fällen ein hinreichender Verdacht auf Abgabebetrug bestehe. Der 
folgende Beitrag befasst sich mit banken- und gesellschaftsrechtlichen Aspekten des Urteils, 
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Auszüge aus dem Urteil
1. (Seite 10)
[Rz 1] Entgegen der in der Literatur geäusserten Auffas-
sung (vgl. RaineR J. SchweizeR, Steuerbehörden benutzen 
UBS AG als Untersuchungsgehilfin, in: Jusletter 9. Februar 
2009, Rz. 5 ff.) vermag das Bundesverwaltungsgericht in den 
Verfahrensbestimmungen gemäss Art. 20c ff. Vo DBA-USA 
keine Beeinträchtigungen von Grundrechten festzustellen. 
Vielmehr stellen die Bestimmungen die Wahrung der Rechte 
der Betroffenen sicher, beispielsweise indem sie in Art. 20e 
Vo DBA-USA weitergehende Verfahrensteilnahme- und 
Akteneinsichtsrechte vorsehen als etwa das Bundesgesetz 
vom 3. Oktober 1975 zum Staatsvertrag mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika über gegenseitige Rechtshilfe in Straf-
sachen (RVUS, SR 351.93; vgl. dort Art. 9), oder indem in 
Art. 20f f. Vo DBA-USA betreffend die Sicherstellung von Ge-
genständen und Durchsuchungen gleichwertige Vorbehalte 
zugunsten der Betroffenen vorgesehen werden wie im Bun-
desgesetz vom 20. März 1981 über internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen (Rechtshilfegesetz [IRSG], SR 351.1; vgl. dort 
Art. 45 Abs. 2). Auch die Bestimmung von Art. 20d Abs. 3 
Vo DBA-USA, wonach das Bankkundengeheimnis oder ein 
Berufsgeheimnis der Beschaffung der Informationen nicht 
entgegensteht, ist sachgerecht und steht – auf jeden Fall 
was das vorliegend interessierende Bankkundengeheimnis 
anbelangt – insbesondere im Einklang mit der Regelung, wie 
sie sich aus dem Rechtshilfegesetz ergibt (vgl. Art. 9 IRSG 
i.V.m. Art. 69 und 77 des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1934 
über die Bundesstrafrechtspflege [BStP, SR 312.0]). Das be-
deutet somit, dass aufgrund der besagten Delegationsnorm 
im vorerwähnten Bundesbeschluss vom 22. Juni 1951 in Ver-
bindung mit den genannten Ausführungsregelungen in der 
Vo DBA-USA eine genügende gesetzliche Grundlage für die 
Vornahme von Zwangsmassnahmen gegeben ist.
2. (Seite 13)
[Rz 2] Gemäss Art. 26 Abs. 3 DBA-USA dürfen die Bestim-
mungen dieses Artikels auf keinen Fall dahin ausgelegt wer-
den, dass sie einem der Vertragsstaaten die Verpflichtung 
auferlegen, Verwaltungsmassnahmen durchzuführen, die 
von den Vorschriften oder der Verwaltungspraxis eines der 
beiden Vertragsstaaten abweichen, oder die seiner Souve-
ränität, Sicherheit oder dem Ordre public widersprechen, 
oder Angaben zu vermitteln, die weder aufgrund seiner ei-
genen noch aufgrund der Gesetzgebung des ersuchenden 
Staates beschafft werden können. Es handelt sich bei dieser 
Bestimmung um eine gegenüber der bis zum Abschluss (be-
reits) des ersten DBA mit den USA geübten schweizerischen 
Abkommenspraxis erweiterte Auskunftsklausel, weil sie die 
Informationspflicht nicht auf die für die «richtige Anwendung 
des Abkommens» notwendigen Auskünfte begrenzt (vgl. 
BGE 96 I 733 E. 2), sondern den zuständigen Behörden er-
laubt, unter sich diejenigen Auskünfte auszutauschen, die 
zur Verhütung von «Betrugsdelikten und dergleichen» im 
Zusammenhang mit einer unter das Abkommen fallenden 
Steuer notwendig sind. Zudem ist der Informationsaustausch 
nicht auf die abkommensberechtigten Personen (Art. 1 DBA-
USA) beschränkt, so dass Auskünfte auch nicht ansässige 
Personen betreffen können.
3. (Seite 24)
[Rz 3] Zur Entstehung eines individuellen Anfangsverdachts 
sind mit anderen Worten die bestimmten Tatsachen aus-
schlaggebend, und die allgemeinen Erkenntnisse dürfen le-
diglich der hypothetischen Wahrscheinlichkeitsüberprüfung 
dienen (vgl. GyR, a.a.O., S. 349). Dabei ist allerdings festzu-
stellen, dass als Anfangsverdacht der Verdacht einer Straftat 
genügt und der Verdacht gegenüber einer bestimmten Per-
son als Täter nicht erforderlich ist (waldeR, Grenzen der Er-
mittlungstätigkeit, a.a.O., S. 868; vgl. auch aepli, a.a.O., S. 41 
mit Hinweis). Die Wahrscheinlichkeit, ein Unbekannter habe 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen, reicht völlig aus. 
Daher darf man auch Prozesshandlungen vornehmen, die 
der Klärung eines noch nicht personenbezogenen Verdachts 
dienen (waldeR, Strafverfolgungspflicht und Anfangsver-
dacht, a.a.O., S. 3). Dies ergibt sich als Selbstverständlich-
keit aufgrund des Umstands, dass es zur Ermittlungstätigkeit 
gehört, nach Personen und Sachen zu fahnden (vgl. dazu 
waldeR, Grenzen der Ermittlungstätigkeit, a.a.O., S. 864). 
Im Rahmen der Amtshilfe nach DBG bedeutet dies entspre-
chend der bundesgerichtlichen Rechtsprechung u.a., dass es 
nicht darauf ankommt, ob die untersuchende Steuerbehörde 
die Namen von Steuerpflichtigen, die allenfalls Steuerdelikte 
begangen haben, bereits nennen kann. Vielmehr genügt es, 
dass Grund besteht, aus den Akten ersichtliche Dritte (d.h. 
andere Steuerpflichtige als der in der Strafuntersuchung 
Beschuldigte) einer Steuerwiderhandlung zu verdächtigen. 
Dass diese Dritten der Steuerbehörde bereits namentlich 
bekannt sind, war gemäss Bundesgericht schon nach der 
Rechtsprechung zu Art. 90 Abs. 1 BdBSt nicht erforderlich 
und ist auch nicht Merkmal der neuen Vorschrift in Art. 112 
DBG, welche in dieser Beziehung die Voraussetzungen eher 
noch gelockert habe.
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4. (Seite 28-29)
[Rz 4] 4.5 Aus diesen Ausführungen ergibt sich ohne wei-
teres, dass die für die interne schweizerische Amtshilfe und 
das interne schweizerische Recht geltenden und vorstehend 
dargelegten Grundsätze (vgl. E. 4.3.2 und 4.3.3) in analoger 
Weise auch im Rahmen von internationalen Amtshilfeverfah-
ren Anwendung finden können. Dies bedeutet insbesonde-
re, dass es für die Gewährung der Amtshilfe nach DBA-USA 
nicht erforderlich ist, im Amtshilfebegehren konkrete Perso-
nen zu benennen, denen die fraglichen Betrugsdelikte oder 
dergleichen vorgeworfen werden. Denn dies zu verlangen 
würde bedeuten, dass im Gegensatz zur Rechtslage im in-
nerstaatlichen Recht (E. 4.3.4) die Wahrscheinlichkeit, dass 
ein Unbekannter einen Abgabebetrug begangen hat, nicht be-
rücksichtigt würde. Vielmehr genügt es auch bei der Amtshil-
fe nach DBA-USA, wenn der Verdacht einer solchen Straftat 
vorliegt, d.h. wenn hierzu genügend konkrete Anhaltspunkte 
bestehen und diese im Amtshilfebegehren aufgezeigt sind. 
Der Amtshilfe nach Art. 26 Abs. 1 DBA-USA liegt gemäss Ab-
kommenstext u.a. der Zweck zugrunde, Betrugsdelikte und 
dergleichen zu verhüten. Daraus ergibt sich ohne weiteres, 
dass Amtshilfe auch zu gewähren ist, um bereits verübte Be-
trugsdelikte oder dergleichen zu bekämpfen oder zu ahnden 
(BGE 96 I 737 E. 3b; vgl. daniel hufSchmid, «Tax fraud and the 
like», Die Voraussetzungen der Aufhebung des Bankgeheim-
nisses im Rahmen der Amtshilfe bei Steuerdelikten gemäss 
DBA-USA, in: ASA 2004 S. 447 Fn. 69). Wird nun aber, wie 
in den Beschwerden vorgetragen, als Voraussetzung für die 
Leistung von Amtshilfe die Nennung konkreter verdächtigter 
Personen verlangt – bzw. sogar noch weitergehend, dass 
die konkreten Personen im Ausland bereits in ein konkretes 
Verfahren involviert sind –, so liegt dieser Überlegung eine 
Verwechslung von Verdacht einer Straftat und Verdacht einer 
bestimmten Täterschaft zugrunde (vgl. dazu auch waldeR, 
Grenzen der Ermittlungstätigkeit, a.a.O., S. 868). Die Sach-
lage ist diesbezüglich bei Amtshilfe für Steuer- bzw. Abgabe-
betrug im Sinne von Art. 26 DBA-USA nicht anders als bei 
der Amtshilfe für Bankenaufsichtsorgane. Die spezial- und 
insbesondere die generalpräventive Funktion der Verfolgung 
und Ahndung von Steuerdelikten dient auch dem Schutz der 
Steuerrechtsordnung; verteidigt werden soll das Vertrauen 
des Gemeinwesens bzw. seiner Behörden in die Vollständig-
keit und Wahrheit der Auskünfte von Steuerpflichtigen (vgl. 
Roman SiebeR, in: Kommentar zum schweizerischen Steuer-
recht, Bd. I/2b, a.a.O., N 6 zu Art. 175 DBG). Es verhält sich 
hier also analog der Amtshilfe für Bankenaufsicht bezüglich 
des Schutzes der Finanzmarktordnung. Der Umstand, dass 
hinreichende Anhaltspunkte für ein Delikt gegeben sind, stellt 
demnach ausreichende Voraussetzung für die Gewährung 
der Amtshilfe dar. Soweit das Amtshilfegesuch die weiteren 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, macht das blosse 
Fehlen von Namens- und Personenangaben das Gesuch 
somit nicht zu einem Begehren um unzulässige Listenaus-
künfte. Entgegen der Meinung der Beschwerdeführenden 
führt dieser Umstand alleine nicht dazu, dass das Begehren 
den generellen Vollzug von Normen betreffend einen Kreis 
von einer noch nicht bestimmten Personengruppe zum Ziel 
hat. Auch mit fehlenden Namens- und Personenangaben 
kann ein solches Gesuch offensichtlich das Ziel verfolgen, 
Betrugsdelikte und dergleichen zu verhüten oder bereits ver-
übte Betrugsdelikte oder dergleichen zu bekämpfen oder zu 
ahnden. Etwas anderes lässt sich entgegen der Ansicht der 
Beschwerdeführenden auch nicht aus den Bestimmungen 
des Datenschutzgesetzes ableiten.
5. (Seite 39-40)
[Rz 5] 5.5.1 Die eSTV führt im angefochtenen Entscheid sel-
ber aus, die Zwischenschaltung einer ausländischen Gesell-
schaft, in die nicht deklarierte Wertpapiere eingebracht wür-
den, verbunden mit der Nichtdeklaration der Beteiligung an 
dieser Gesellschaft und den aus dieser an den Inhaber der 
Beteiligungsrechte fliessenden Erträge, stelle nach schwei-
zerischem Recht eine Steuerhinterziehung, nicht aber einen 
Steuerbetrug dar. Sie begründet dies damit, vor der Zwischen-
schaltung der Gesellschaft habe die Steuerhinterziehung in 
der Nichtdeklaration der durch das bewegliche Vermögen 
erzielten Erträge (Einkommenssteuer) und des beweglichen 
Vermögens selbst (Vermögenssteuer) bestanden. Durch die 
Zwischenschaltung der Gesellschaft ergebe sich, sofern die-
se nicht lediglich treuhänderisch für den Steuerpflichtigen 
tätig sei, eine wichtige Änderung gegenüber dem direkten 
Halten der betreffenden Investitionen durch den Inhaber der 
Gesellschaft. Die Kapitalerträge aus in die Gesellschaft ein-
gebrachten Wertschriften und das durch diese Wertschriften 
verkörperte Vermögen würden für den in der Schweiz ansäs-
sigen Gesellschafter nicht mehr steuerbares Einkommen bzw. 
Vermögen bilden, weil die Schweiz keine Hinzurechnungsbe-
steuerung oder eine andere CFC-Gesetzgebung (CFC: Con-
trolled Foreign Corporations) kenne. Die Steuerhinterziehung 
liege neu darin, dass der Steuerpflichtige die Beteiligung an 
der Gesellschaft und die daraus fliessenden Erträge, d.h. die 
von dieser Gesellschaft getätigten Einkünfte nicht deklariere. 
Wenn ein Steuerpflichtiger die Beteiligung an einer solchen 
Gesellschaft und die daraus fliessenden Erträge nicht dekla-
riere, habe dies keinen erhöhten Unrechtsgehalt im Vergleich 
mit der Situation, in der ein Steuerpflichtiger anderes beweg-
liches Vermögen und die daraus fliessenden Erträge nicht 
versteuere. Ein Steuerbetrug liege deshalb nicht vor, weil 
der Steuerpflichtige keine falschen Urkunden zwecks Täu-
schung der Steuerbehörden verwende. Der Tatbestand des 
Abgabebetrugs entfalle deshalb, weil es nicht arglistig sei, 
Kapitalerträge auf Portfolio-Investments (und die entspre-
chenden Vermögenswerte) oder die Ausschüttungen einer 
selbst beherrschten Kapitalgesellschaft (und die Beteiligung 
an dieser Gesellschaft) nicht zu deklarieren. Wenn davon 
ausgegangen werde, dass die Offshore-Gesellschaft für den 
Steuerpflichtigen lediglich treuhänderisch tätig war, sei deren 
Zwischenschaltung als solche einkommenssteuerrechtlich 
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und damit auch steuerstrafrechtlich unerheblich, weil die in 
diese Gesellschaft eingebrachten Vermögenswerte weiterhin 
dem Steuerpflichtigen als Treugeber und nicht der Offshore-
Gesellschaft als Treuhänderin zugerechnet würden. Die Zwi-
schenschaltung einer treuhänderisch tätigen Offshore-Ge-
sellschaft sei deshalb steuerstrafrechtlich unerheblich, weil 
dann, wenn die neu von der Offshore-Gesellschaft treuhän-
derisch gehaltenen Vermögenswerte von der in der Schweiz 
steuerpflichtigen Person (Treugeberin) in der Schweiz nicht 
deklariert würden, weiterhin eine blosse Steuerhinterziehung, 
aber kein Steuer- oder Abgabebetrug vorliege.
6. (Seite 42)
[Rz 6] 5.5.2 Die ESTV kommt jedoch im Weiteren zur Auf-
fassung, im spezifischen Kontext des Qualified Intermedia-
ry Systems (QI-System) stelle sich die steuerstrafrechtliche 
Qualifikation des durch den IRS dargestellten Grundsachver-
halts anders dar. Sie begründet dies damit, das QI-System 
zeichne sich dadurch aus, dass der IRS faktisch einen we-
sentlichen Teil seiner Aufgaben bezüglich der Kontrolle der 
Deklaration der Erträge aus U.S. Wertschriften von U.S. 
Personen auf die QI ausgelagert habe. Dieses Verfahren 
sei vom IRS im Vertrauen auf das korrekte Verhalten aller 
Beteiligten für Staaten zugestanden worden, die ein steuerli-
ches Bankkundengeheimnis kennen und bei denen deshalb 
die QI gegenüber dem IRS dann, wenn eine entsprechende 
Einwilligung der Steuerpflichtigen fehle, keine Informationen 
über die Offshore-Gesellschaften, deren Erträge und deren 
Aktionäre mitteilen könnten. Das gesamte QI-Verfahren und 
insbesondere die in diesem Verfahren abgegebenen schrift-
lichen Erklärungen würden deshalb auf einem besonderen 
Vertrauensverhältnis zwischen dem IRS, den QI und den 
Steuerpflichtigen beruhen. Der IRS selber habe keine Mög-
lichkeiten, die Einhaltung der von der UBS AG aufgrund des 
mit dem IRS abgeschlossenen QI-Agreements eingegan-
genen Verpflichtungen selber zu überprüfen. Die Kontrolle 
über die richtige Anwendung des QI-Agreements durch den 
QI werde daher einer besonderen, unabhängigen Revisions-
stelle übertragen, welche im Auftrage des IRS das vertrags-
konforme Verhalten des QI zu überprüfen und dem IRS über 
das Prüfungsergebnis Bericht zu erstatten habe.
7. (Seite 48)
[Rz 7] 5.5.2.4 Im Weiteren ist festzustellen, dass – entspre-
chend den Ausführungen der ESTV – das Vorschieben einer 
reinen Tarngesellschaft in Verbindung mit der Angabe, diese 
Gesellschaft sei gemäss QI-System Nutzungsberechtigte an 
in Wirklichkeit direkt durch U.S. Personen verwalteten Ver-
mögenswerten, den hinreichenden Verdacht auf Abgabebe-
trug im Sinne von Art. 26 DBA-USA zu begründen vermag. 
Dies insbesondere ausgehend von der den Beschwerdefüh-
renden aufgrund der Regelungen des QI-Systems bekann-
ten Unüberprüfbarkeit ihrer Erklärungen gegenüber dem IRS 
durch diesen. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, 
dass wie erwähnt im Rahmen des Amtshilfeverfahrens das 
Bestehen eines Betrugsdelikts oder dergleichen nicht nach-
gewiesen sein muss, sondern dass es genügt, wenn die fest-
stehenden Tatsachen eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür 
begründen (vgl. E. 4.4.2).
[Rz 8] Vorliegend legt die ESTV dar, dass den Beschwerde-
führenden nicht nur blosses Schweigen im Zusammenhang 
mit dem Vorliegen eines Vertrauensverhältnisses vorgewor-
fen werden kann (dazu E. 5.5.2.3), sondern dass sie mit wei-
tergehenden aktiven Massnahmen das Vertrauensverhältnis 
ausnützten, dass ihre falschen Angaben aufgrund des QI-
Regelwerkes durch den amerikanischen Fiskus nicht über-
prüfbar waren. Dabei ist zu beachten, dass die Beschwer-
deführerin 1 einerseits am 29. November 2000 ein Formular 
A unterzeichnete, in welchem sie den Beschwerdeführer 2 
als «Beneficial Owner» der am 11. Dezember 2000 an die 
Beschwerdeführerin 1 übertragenen Vermögenswerte be-
zeichnete, und dass die Beschwerdeführerin 1 am 28. De-
zember 2000 ein Formular «W-8BEN» unterzeichnete, mit 
welchem sie sich als «Beneficial Owner» aller durch dieses 
Formular betroffenen Erträge bezeichnete. Im Übrigen ist es 
allerdings durchaus so, dass die Frage, ob ein Kontoinhaber 
des QI der «Beneficial Owner» an den Depotwerten ist, sich 
im QI-System nach dem U.S. Steuerrecht und den diesbe-
züglichen Klauseln im Model Agreement bestimmt.
8. (Seite 50-51)
[Rz 9] Was sodann das Formular A betrifft, ist es im Weiteren 
auch richtig, dass dieses nicht steuerlichen, sondern anderen 
Zwecken (wirtschaftliche Hintergründe, Hinweise bei Straf-
untersuchungen etc.) dient (vgl. baRbaRa bRühwileR/KaThRin 
heim, Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfalts-
pflicht der Banken 2008 [VSB 08], Praxiskommentar, 2. Aufl., 
Zürich 2008, N 7 zu Art. 3 Abs. 1 VSB 08; vgl. sodann IRS 
Notice 2001-4 [Part III, Administrative, Procedural and Miscel-
laneous], die Folgendes festhält: «Use of the term 'know your 
customer' in the QI context should not be confused with the 
use of that term in other contexts, specifically including the 
use of the term in the area of international standards relating 
to money laundering control. As used in the QI context, the 
term 'know your customer' generally relates to the capacity 
of financial institutions to determine whether their customers 
are U.S. persons and, if their customers are non-U.S. persons 
claiming the benefits of an income tax treaty, whether these 
customers are residents of the applicable treaty country. […] 
Although the meaning of the term 'know your customer' in 
the QI context is often closely related to the meaning of the 
term in the broader context of money laundering control, the 
concepts are nevertheless distinct and should not be regar-
ded as having the same meaning or scope.» [VII: Clarification 
Regarding Use of the Term «Know Your Customer», S. 18 f., 
zitiert nach behniSch, Amtshilfe in Steuersachen an die USA, 
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a.a.O., Fn. 18]; vgl. zur Bedeutung des Formulars A auch Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts A-5529/2008 vom 26. 
Januar 2009 E. 6). Es mag deshalb durchaus sein, dass das 
Formular A dem QI keine «actual knowledge» darüber ver-
schafft, dass der Kontoinhaber nicht als «Beneficial Owner» 
im Sinne der Bestimmungen nach US-Steuerrecht angese-
hen werden kann (so die Bankiervereinigung, a.a.O., S. 4; 
vgl. auch bRühwileR/heim, a.a.O., N 11 zu Art. 3 Abs. 1 VSB 
08), jedenfalls dann, wenn der QI daneben keine zusätzli-
chen Informationen hat. Diese Frage kann jedoch vorliegend 
offen bleiben, ist doch nicht das Verhalten der UBS AG als 
QI zu prüfen, sondern dasjenige der Beschwerdeführenden. 
In diesem Kontext spielt es – wie zu zeigen sein wird (vgl. E. 
5.5.3.4 nachstehend) – keine Rolle, ob die UBS AG «actu-
al knowlege» über den effektiven «Beneficial Owner» hatte. 
Relevant ist, dass sich die Beschwerdeführenden bezüglich 
der identischen Vermögenswerte unterschiedlich über den 
«Beneficial Owner» geäussert haben, bzw. unterschiedliche 
Angaben diesbezüglich machten. Es musste ihnen deshalb 
zumindest bewusst gewesen sein, dass dieser Punkt, insbe-
sondere die Bezeichnung des «Beneficial Owners» im Rah-
men der Erklärung für die Beschwerdeführerin 1, für den U.S. 
Fiskus von ausschlaggebender Bedeutung war.
9. (Seite 52-53)
[Rz 10] Mit Blick auf das Steuerstrafrecht und insbesondere 
auf die Amtshilfe bedeutet dies, dass für eine korrekt errichte-
te selbständige juristische Person, deren rechtliche Organisa-
tion beachtet wird, und welche die notwendigen Formalakte 
einhält, die dogmatische Trennung zwischen der juristischen 
Person einerseits und dem oder den an ihr Berechtigten an-
dererseits grundsätzlich auch steuerlich zu akzeptieren ist. 
Von dieser Trennung kann allenfalls dann abgesehen wer-
den, wenn das anwendbare Steuerrecht trotz (zivilrechtli-
cher) Selbständigkeit festlegt, es sei von einer transparenten 
Struktur auszugehen und es sei steuerlich nicht die juristische 
Person, sondern jemand Drittes – in Bezug auf das US-Steu-
errecht beispielsweise der Berechtigte bei der «Partnership», 
der «Grantor» beim «Grantor Trust» bzw. die «Beneficiaries» 
beim «Simple Trust» – als «Beneficial Owner» zu qualifizie-
ren (vgl. dazu E. 5.5.2.4). Soweit nicht derartige steuerrechtli-
che Spezialbestimmungen bestehen, ist auch steuerrechtlich 
von zwei getrennten Steuersubjekten auszugehen; dies gilt 
in Bezug auf das US-Steuerrecht, also beispielsweise bei ei-
ner «Corporation» oder einem «Complex Trust». Umgekehrt 
ergibt sich aus dem Grundsatz, wonach bei Gründung und 
Zwischenschaltung einer juristischen Person «das Spiel der 
juristischen Person zu spielen» ist, dass bei Negierung der 
unterschiedlichen Rechtssphären durch den letztlich wirt-
schaftlich Berechtigten im Ergebnis nicht von getrennten, 
unabhängigen Rechtssubjekten auszugehen ist. Vielmehr 
erscheint in diesem Falle eine Berufung auf die rechtliche 
Selbständigkeit als rechtsmissbräuchlich, entgegen Treu und 
Glauben geltend gemacht.
10. (Seite 56-57)
[Rz 11] 5.5.3.3 Diese Situation ist daher klar zu unterscheiden 
von der Konstellation, in welcher steuerrechtlich von zwei 
getrennten Steuersubjekten auszugehen ist, und wo – nach 
Zwischenschaltung einer ausländischen Gesellschaft – der 
Inhaber der Beteiligungsrechte weder die Gesellschaft noch 
die Erträge daraus deklariert. In dieser Konstellation ist nicht 
das QI-System an sich betroffen. Das Bundesverwaltungs-
gericht vermag denn auch dort, wo die Regeln und Verfahren 
eines auch steuerrechtlich selbständigen, von der letztlich 
wirtschaftlich berechtigten Person getrennten Rechtssub-
jekts, eingehalten werden, keinen Betrug oder dergleichen 
zu erkennen. Dies bedeutet insbesondere, dass denjenigen 
Steuerpflichtigen kein Abgabebetrug oder dergleichen vor-
gehalten werden kann, die den Empfehlungen der UBS AG 
folgten, wie diese sie an ihrer internen Informationsveranstal-
tung vom 11. August 2000 (vgl. je bf. Bel. 7, Ziff. 4a, allenfalls 
i.V.m. Ziff. 5b) bzw. in ihrem internen Memorandum vom 28. 
Juli 2000 (vgl. bf. 1 Bel. 8 bzw. bf. 2 Bel. 6, Ziff. 7.3.1) fest-
gehalten hat – d.h. (i) insbesondere Führung einer Buchhal-
tung, (ii) wirtschaftlicher Gründer gehört dem Verwaltungsrat 
weder direkt noch indirekt (also auch keine Einflussnahme 
via Mandatsvertrag) an, (iii) keine Generalvollmachten und/
oder Verfügungsvollmachten, (iiii) ausschliesslich formelle 
Ausschüttungen. Die Nichtdeklaration von Beteiligung und 
Erträgen daraus durch den Inhaber der Beteiligungsrechte 
hätte in dieser Situation offensichtlich keinen direkten Zu-
sammenhang mit den besonderen Verhältnissen des QI-
Systems – in welchem nur (aber immerhin) entscheidrelevant 
ist, ob der Kunde des QI effektiv der «Beneficial Owner» der 
vom QI gehaltenen Konti ist – und sie hätte damit – entspre-
chend dem unter Erwägung 5.5.1 Ausgeführten – keinen 
erhöhten Unrechtsgehalt im Vergleich zur Situation, in der 
ein Steuerpflichtiger anderes bewegliches Vermögen und 
die daraus fliessenden Erträge nicht versteuert. Diese Situ-
ation wäre vielmehr als blosse Steuerhinterziehung zu qua-
lifizieren, welche nicht amtshilfefähig ist (weitergehend wohl 
das Bundesgericht in Urteil 2A.608/2005 vom 10. August 
2006; vgl. hierzu jedoch die Kritik von maRKuS Reich/michael 
beuSch, Entwicklungen im Steuerrecht, in: Schweizerische 
Juristen-Zeitung [SJZ] 2007, S. 275 f. sowie von behniSch, 
Die steuerrechtliche Rechtsprechung des Bundesgerichts in 
den Jahren 2006 und 2007, a.a.O., S. 477 f.). Im Licht dieser 
Überlegung ist darauf hinzuweisen, dass auch der U.S. Se-
nat bzw. dessen Permanent Subcommittee on Investigations 
im Levin/Coleman Bericht zwar feststellt, die UBS AG habe 
U.S. Klienten geholfen, das QI Programm zu umgehen – in-
dem diese Offshore Strukturen einrichteten, welche vorga-
ben, sie seien nominelle Eigentümer ihrer Vermögenswerte 
– (Levin/Coleman Bericht, a.a.O., S. 11 und 88) und es werde 
empfohlen, die «QI – KYC [Know Your Customer] Lücke» zu 
schliessen (Levin/Coleman Bericht, a.a.O., S. 16). Der Levin/
Coleman Bericht hält jedoch ebenfalls fest, diese Aktionen 
seien nicht per se Verletzungen des QI Programms, aber sie 
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führten zu undeklarierten Konten und zu Steuerhinterziehung 
(a.a.O., S. 11, vgl. auch a.a.O., S. 25).
Bemerkungen zum Urteil
1.
[Rz 12] Das Dispositiv schliesst auf Abschreibung «infolge 
Gegenstandslosigkeit». Mag dies prozessual auch zutref-
fen und man sich fragen kann: a quoi bon?, so ist das Urteil, 
das ja letztinstanzlich ist, inhaltlich in keiner Weise gegen-
standslos. Es verleiht der Editionsverfügung der EStV vom 
7. August 2008 (bisher nicht publiziert) die Kraft gerichtlicher 
Überprüfung und macht Praxis und zwar weitgehende. Das 
Urteil ist auch geradezu ein Lehrbuch. Selbst für Nicht-Steu-
errechtler ist die integrale Lektüre des vorbildlich redigierten 
Entscheides ein Gewinn. Das Gericht verwirft auch abwei-
chende Meinungen klar, was langen Diskussionsstoff zeiti-
gen dürfte (SchweizeR, betreffend Grundrechtsverletzungen, 
S. 15; behniSch, betreffend Dahinfallen des Urkundenmodells 
beim Abgabebetrug, S. 35 und betreffend Erfassung auch 
des QI-Systems durch das DBA-USA, S. 45). Da das Urteil 
nicht nur Steuerrechtsfragen bestreicht, sei auch einem steu-
errechtlichen Outsider eine Betrachtung aus bankenrechtli-
cher Sicht erlaubt.
2.
[Rz 13] Wir erfahren und erkennen aus dem Entscheid das 
Schweizer System der Behandlung von Steuerwiderhandlun-
gen (Hinterziehung, Übertretung von Verfahrensvorschriften 
und Betrug in DBG und StHG, fortgesetzte Hinterziehung 
grosser Steuerbeträge im DBG, Abgabebetrug im VStR) und 
das mit dem Betrugstatbestand (besondere Machenschaf-
ten, Kniffe, eigentliches Lügengebäude) regelmässig ver-
bundene Fehlen der Zeugnisverweigerungsmöglichkeit der 
Banken (nach kantonalem und bald eidgenössischem Straf-
prozessrecht sowie den Regeln im BStP). Mit dem Dahinfal-
len des Zeugnisverweigerungsrechtes verbunden ist dann 
auch die Pflicht zur Herausgabe von Dokumenten. Nicht 
recht gelungen ist im Entscheid die Überleitung zum Abga-
bebetrug, der sich schon im Rechtshilfegesetz, Art. 3 Abs. 3 
IRSG, und dann eben vor allem in Art. 24 IRSV findet. Daran 
schliessen die neueren DBA mit der Formel «Betrugsdelikte 
und dergleichen», bzw. «fraud and the like») an, weiten den 
Anwendungsbereich amtshilfemässig aber auf Sachverhalte 
mit gleichem Unrechtsgehalt aus (was nicht einfach zu be-
stimmen ist).
3.
[Rz 14] Um den Verdacht auf Abgabetrug im Verhältnis 
zum amerikanischen Staat geht es im Entscheid. Hier sind 
die ganzen Durchführungsbestimmungen zum DBA wichtig 
sowie der Umstand, dass das QI-System, welches einläss-
lich und klar dargestellt wird, ein besonderes Vertrauens-
verhältnis auch zu Lasten des Bankkunden schaffe. Das ist 
nicht selbstverständlich, denn immerhin ist der Bankkunde 
nicht Partei der Übereinkunft, sondern nur allenfalls Belas-
teter oder auch Begünstigter. Auch unter dem QI-System ist 
aber die Errichtung einer «corporation» zwischen Kunde und 
Bank nicht ohne weiteres verpönt und darin liegt noch kein 
Betrugstatbestand, sondern es kommt auf den Gebrauch 
dieser juristischen Person an. Darauf wird noch einzugehen 
sein.
[Rz 15] Für den interessierten Leser fällt am Entscheid aber 
vor allem auf, dass das Bundesverwaltungsgericht die Tü-
ren weit öffnet, indem es zwar einerseits behauptet, «fishing 
expeditions» seien unzulässig, aber andererseits doch Ge-
suche gegen unbestimmt viele zulässt, wenn ein bestimm-
tes Schema, das als Betrug qualifiziert werden kann, als 
Verdachtsgrundlage vorgebracht wird. Dies wird in wenig 
überzeugender Weise daraus abgeleitet, dass innerschwei-
zerisch die Steuerbehörden eine rechtshilfemässige Akten-
öffnung bei ausreichendem Verdacht verlangen dürfen, um 
die Personen hinter bestimmten Auffälligkeiten eruieren zu 
können (zu Art. 112 DBG, BGE 124 II 58, 134 II 318). Bei 
genügendem Verdacht ergebe sich «ohne weiteres, dass 
die für die interne schweizerische Amtshilfe und das interne 
schweizerische Recht geltenden (…) in analoger Weise auch 
im Rahmen von internationalen Amtshilfeverfahren Anwen-
dung finden können.» (E. 4.5). Es wird hier vor allem eine 
Komponente des Funktionsschutzes beigezogen, nämlich, 
dass «die spezial- und insbesondere die generalpräventive 
Funktion der Verfolgung und Ahndung von Steuerdelikten 
(…) auch dem Schutze der Steuerrechtsordnung» diene (E. 
4.5). Und dann wird die Brücke geschlagen: «Es verhält sich 
hier analog der Amtshilfe für Bankenaufsicht bezüglich des 
Schutzes der Finanzmarktordnung.» Der Gedanke ist be-
stechend, doch ist, soweit ersichtlich, im Bankaufsichtsrecht 
eine generelle Namenweitergabe unbekannt, vielleicht mit ei-
nem kleinen Fenster im Rahmen der konsolidierten Aufsicht 
(Art. 4quinquies BankG), wo es aber nur um wenige Positionen 
bei Töchtern ausländischer Bankkonzerne gehen kann.
[Rz 16] Von der Amtshilfe zur Zielsetzung des Schutzes aus-
ländischer Fiskalsysteme ist es dann doch ein weiter Weg.
4.
[Rz 17] Für den Gesellschafts- und Bankenrechtler stehen 
vor allem folgende weitere Betrachtungen im Vordergrund. 
Die Editionsverfügung der EStV ordnete die Herausgabe 
von Daten und Unterlagen von Personen an, die selbst und 
deren Vermögensverwaltungsgesellschaften gewisse Krite-
rien erfüllten. Bei den Vermögensverwaltungsgesellschaften 
habe es sich um Sitzgesellschaften zu handeln, für wel-
che das Formular A von Personen mit Steuerpflicht in den 
USA als wirtschaftlich Berechtigte vorliege, und es müssen 
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amerikanische Wertpapiere gehalten und die Erklärung der 
wirtschaftlichen Berechtigung der Vermögensverwaltungs-
gesellschaft abgegeben worden sein (W-8BEN). Weiter 
müssten bei dieser Erklärung falsche Angaben gemacht 
worden sein, indem die Vermögensverwaltungsgesellschaf-
ten erklärten, «dass sie für amerikanische Steuerzwecke die 
wirtschaftlich Berechtigten sind, obwohl sie dies tatsächlich 
nicht waren.» (zitiert S. 4, 5). Hier bewegt man sich offen-
sichtlich auf einem schmalen Grat.
[Rz 18] Klar ist, dass es sich um Sitzgesellschaften im Sinne 
der VSB (Art. 4) handeln musste. Die Annahmen gehen auch 
dahin, dass das Formular A korrekt vorlag. Es ergibt sich dann 
der Schluss, dass die wirtschaftliche Berechtigung nach VSB 
nicht identisch ist mit der wirtschaftlichen Berechtigung nach 
den Regeln des amerikanischen Steuerrechts. Damit setzt 
sich das Gericht denn auch tatsächlich auseinander.
[Rz 19] Es war der IRS, der in die Welt setzte: «Use of the 
term 'know your customer' in the QI context should not be 
confused with the use of that term in other contexts.» (s.E. 
5.5.2.4. S. 50). Hier hatten schon die Zirkulare der SBVg zum 
QI-System gezögert (s. insb. die Zirkulare 6971, 6999). Das 
QI-System beansprucht mithin eine eigene Analyse; sieht 
man sich aber die Umschreibung der Sitzgesellschaft in der 
VSB an, nämlich die Abwesenheit eines Betriebes des Han-
dels, der Fabrikation oder eines anderen nach kaufmänni-
scher Art geführten Gewerbes (Art. 4 Abs. 1 VSB), so bleibt 
dann nicht mehr viel. Dies ist auch das etwas Erschreckende, 
wenn auch Verständliche, an dem Entscheid. Es kann nur 
noch verlangt werden, dass das «Spiel der juristischen Per-
son» resp. «der AG» gespielt werde (so das Gericht dreimal 
S. 52/53). Entsprechend kommt es durchaus auf das an, was 
die UBS in ihrem «Rezeptbuch» als Mindestbedingungen 
festgehalten hat, nämlich die Führung einer Buchhaltung, 
weder direkte noch indirekte Kontrolle der Organe durch 
Gründer, keine Verfügungsvollmachten für den Gründer und 
ausschliesslich formelle Ausschüttungen (vgl. S. 56). Effektiv 
als Gesellschaften geführte Sitzgesellschaften können damit 
legitime wirtschaftlich Berechtigte unter dem QI-System sein. 
So sieht es auch das Bundesverwaltungsgericht: «Mit Blick 
auf das Steuerstrafrecht und insbesondere auf die Amtshilfe, 
bedeutet dies, dass für eine korrekt errichtete selbständige 
juristische Person, deren rechtliche Organisation beachtet 
wird, und welche die notwendigen Formalakte einhält, die 
dogmatische Trennung zwischen juristischen Personen ei-
nerseits und dem oder den an ihr Berechtigten andererseits 
grundsätzlich auch steuerlich zu akzeptieren ist.» (E. 5.5.2.5. 
S. 52).
[Rz 20] Die Frage ist nur, ob die Amerikaner das gleich 
sehen.
[Rz 21] Wir jedenfalls müssen in der unserem Zivilrechtssys-
tem bei der an sich fremden «wirtschaftlichen Berechtigung» 
wieder eine Unterscheidungskategorie zulegen1.
[Rz 22] Der Entscheid des Bundesverwaltungsgerichtes 
überzeugt aber im Ergebnis, denn die Vermögensvermi-
schung ist auch bei den gestandenen Gesellschaftsrechtlern 
ein Durchgriffstatbestand (Art. 2 ZGB).
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